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Drucksache VI/1330 


Sachgebiet 613 


Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 
über das Zollkontingent für feste Brennstoffe 
(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Wirtschaft) 


A. Problem 

Zum Schutz des deutschen Steinkohlenbergbaues wird seit 
Jahren — zuletzt für die Dauer von drei Jahren (Auslauftermin 
31. Dezember 1970) — die zollfreie Einfuhr von festen Brenn- 
stoffen gesetzlich kontingentiert (Jahreszollkontingent 6 Mil- 
lionen t mit der Möglichkeit, im Bedarfsfälle durch Rechtsver- 
ordnung das Zollkontingent bis zu 20 Vo zu erhöhen oder zu 
ermäßigen). 

Der Steinkohlenbergbau bedarf dieses Schutzes auch nach der 
Neuordnung weiterhin, um die notwendige Konsolidierung so- 
wie die Anpassung der Förderung an den Absatz erfolgreich 
durchführen zu können. 


B. Lösung 

Es soll an der bisherigen Kohlenzollregelung festgehalten wer- 
den, jedoch mit der Maßgabe, daß 

a) im Interesse der Kohlenimporteure und der Verbraucher 
jetzt die Möglichkeit zu langfristigeren Einfuhr- und Liefer- 
verträgen eröffnet wird. Die Laufzeit des Kohlenzollgesetzes 
soll sich daher auf sechs Jahre erstrecken; 

b) die Höhe des Zollkontingents auf jährlich 7 Millionen t er- 
höht wird, um den aufgestockten Betrag (1 Million t/Jahr) 
für besondere Vergaben vorzusehen; 

c) die Ermächtigung zur Erhöhung des Zollkontingents auf 
50 Vo erweitert wird. 
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d) die Bundesregierung ermächtigt wird, unter den Voraus- 
setzungen des § 6 a ein zusätzliches zollfreies Kokskohle- 
Kontingent zugunsten der Stahlindustrie zu eröffnen (Mehr- 
heitsvotum). 


C. Alternativen 

Verzicht auf eine solche Ermächtigung in diesem Zeitpunkt 
(Minderheits Votum) . 


D. Kosten 

Die öffentliche Hand wird durch die Ausführung des Gesetzes 
nicht mit Kosten belastet. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über das Zollkontingent für feste Brennstoffe 1971, 

1972, 1973, 1974 und 1975 

— Drucksache VI/933 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Frerichs 


I. 

Allgemeines 

Der Gesetzentwurf — Drucksache VI/933 — wurde 
vom Bundestag in der 58. Sitzung in erster Lesung 
beraten und an den Ausschuß für Wirtschaft über- 
wiesen. Der Ausschuß für Wirtschaft hat die Vor- 
lage in seiner Sitzung am 16. Oktober 1970 beraten. 


IL 

Der Regierungsentwurf 

Die Konsolidierung des deutschen Steinkohlen- 
bergbaues, die durch das Kohleanpassungsgesetz 
eingeleitet wurde, ist noch nicht voll verwirklicht. 
Aus diesem Grunde sind auch weiterhin flankie- 
rende Maßnahmen zum Schutze des Steinkohlen- 
bergbaues unverzichtbar, wenn der Bergbau in ab- 
sehbarer Zeit ungestört gesunden soll. Zu diesen 
Schutzmaßnahmen gehört u. a. die seit 1959 prakti- 
zierte Kohlezollregelung; die derzeitige Rechts- 
grundlage hierfür läuft am 31. Dezember 1970 aus. 
Die Bundesregierung hat deshalb die Fortführung 
dieses Zollschutzes, jedoch mit einer flexibleren 
Ausgestaltung in bezug auf die Kontingentsmenge 
für die zollfreie Einfuhr und deren Vergabe sowie 
hinsichtlich der Laufzeit der Kontingente vorgeschla- 
gen. Der Wirtschaftsausschuß folgte den Überlegun- 
gen der Bundesregierung, die im einzelnen in der 
Begründung der Gesetzesvorlage dargestellt sind. 

Der Ausschuß hat es vor allem begrüßt, daß durch 
die Aufstockung der Jahreszollkontingentsmenge 


von 6 Millionen t auf 7 Millionen t die Möglichkeit 
geschaffen wird, zugunsten besonderer Versor- 
gungsaufgaben eine Menge von 1 Million t jährlich 
zur Verfügung zu haben. Durch die vorgesehene län- 
gere Laufzeit des Gesetzes und die damit verbun- 
dene Möglichkeit, Kontingentsmengen auch über die 
Dauer von einem Jahr zuzuteilen, ist im Interesse 
einer marktgerechten Verteilung des Kontingents 
an die Verbraucher der Abschluß längerfristigerer 
und damit wirtschaftlicherer Verträge möglich. Einer 
besseren Flexibilität soll vor allem die Erweiterung 
des Ermächtigungsrahmens für Rechtsverordnungen 
der Bundesregierung zur Aufstockung der Kontin- 
gentsmenge dienen. In eigener Zuständigkeit soll 
die Bundesregierung jetzt das Jahreskontingent um 
20 V. H. erhöhen können. Eine weitere Erhöhung 
um 30 V. H. soll zusätzlich dann noch möglich sein, 
wenn der Bundestag einer solchen Erhöhung zuge- 
stimmt hat. 


IIL 

Empfehlungen des Bundesrates 

Der Ausschuß hat die Empfehlungen des Bundes- 
rates übernommen mit der Folge, daß 

a) die von der Bundesregierung vorgeschlagene 
Laufzeit des Gesetzes von fünf Jahren um ein 
weiteres Jahr verlängert wird (Überschrift, §§ 6 
und 10) und 

b) die Bundesregierung noch für das Jahr 1970 zur 
Deckung einer offensichtlich noch bestehenden 
Bedarfslücke ermächtigt wird, das Zollkontingent 
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um weitere 30 v. H., bezogen auf eine Jahres- 
kontingentsmenge von 6 Millionen t, aufzustok- 
ken. Diese Ermächtigung wurde wegen der schon 
fortgeschrittenen Zeit nicht an die Zustimmung 
des Bundestages gebunden. Die Bundesregierung 
hat aber den Wirtschaftsausschuß von ihrer Ab- 
sicht, diese Ermächtigung auszunutzen, in Kennt- 
nis gesetzt (§ 8 a). 

IV. 

Ergänzungsvorschlag des Ausschusses 

Der Wirtschaftsausschuß hat seine Beratungen 
auf die Prüfung der Frage konzentriert, ob im In- 
teresse der Koksversorgung für Kokereien insbe- 
sondere bei der Stahlindustrie schon in diesem Ge- 
setz Vorsorge getroffen werden müsse, um mög- 
lichen Schwierigkeiten in mengenmäßiger und preis- 
licher Hinsicht begegnen zu können. Bei seinen 
Überlegungen hatte der Ausschuß die Bedürfnisse 
der Stahlindustrie — Versorgung mit Kokskohle zu 
Wettbewerbspreisen — im Hinblick auf die Wettbe- 
werbsfähigkeit dieser Industrie auf dem Weltmarkt 
einerseits und die Sicherung des Steinkohlenabsat- 
zes wie der im Bergbau Beschäftigten andererseits 
gegeneinander abzuwägen. Es bestand Überein- 
stimmung, daß die Wettbewerbsfähigkeit der Stahl- 
industrie im Hinblick auf ihren großen Anteil am 
Export nicht gefährdet werden dürfe. Aus diesem 
Grunde sollte es der Stahlindustrie nicht erschwert 
werden, Kokskohle zu Wettbewerbspreisen zu er- 
halten. 

Die Mehrheit des Ausschusses glaubte, diesem 
Anliegen am ehesten dadurch zu entsprechen, daß 
man schon im vorliegenden Gesetz die Bundesregie- 
rung ermächtige, ein zollfreies Kontingent für die 
Einfuhr von Kokskohle zu Verkokungszwecken zu 
eröffnen, wenn die Versorgung mit Kokskohle aus 
dem EWG-Raum mengenmäßig nicht gewährleistet 
ist oder diese Kohle nicht zu Wettbewerbspreisen 
für Drittlandskohle bezogen werden könne. 

Eine Minderheit im Ausschuß war zwar ebenfalls 
der Auffassung, daß die Stahlindustrie Zugang zu 
preisgünstiger Kohle haben müsse; sie hielt aber 
angesichts der derzeitigen Preise für US-Kohle 
eine solche Ermächtigung im Gesetz für verfrüht. 
Es könne zur gegebenen Zeit mit den normalen 
gesetzgeberischen Mitteln geholfen werden. Diese 
Minderheit gab auch zu erwägen, ob allein ein zoll- 
freies Kontingent in diesem Fall das einzige Hilfs- 
mittel sei oder ob es nicht vor allem im Interesse 
der Absatzlage des deutschen Steinkohlenbergbaues 
zweckmäßiger sein könne, im gegebenen Fall der 
Stahlindustrie über Kokskohlebeihilfen den not- 
wendigen Ausgleich zu gewähren. Wenn nämlich 
die derzeitige durch die Konjunktur bedingte gün- 
stige Absatzlage bei der Steinkohle nicht im glei- 


chen Umfang anhalte, könnte die Gewährung eines 
zollfreien Kontingents vom Standpunkt des deut- 
schen Steinkohlenbergbaues unerwünscht sein. In 
diesem Falle wären deshalb andere Maßnahmen 
im Interesse der Stahlindustrie zu erwägen, so daß 
eine Entscheidung zugunsten der von der Mehrheit 
empfohlenen Ermächtigung an die Bundesregierung 
jetzt noch nicht getroffen werden sollte. 

Die Mehrheit des Ausschusses entschied sich für 
eine solche Ermächtigung im Gesetz. Der Ermächti- 
gungsrahmen wird in dem eingefügten § 6 a im 
einzelnen präzisiert. Die Bundesregierung soll von 
dieser Ermächtigung nur Gebrauch machen dürfen, 
wenn Kokskohle im EWG-Raum nicht ausreichend 
zur Verfügung steht oder wenn sie nicht zu Wett- 
bewerbspreisen für Drittlandskohle geliefert werden 
kann. In diesem letzteren Falle wird die Bundes- 
regierung gehalten, ihre Entscheidung zur Ausnut- 
zung der Ermächtigung von verschiedenen Prüfun- 
gen und Bedingungen abhängig zu machen (§ 6 a 
Abs. 1 Nr. 2). 

Der Ausschuß hat sodann geprüft, ob er die Aus- 
nutzung dieser Ermächtigung ebenso wie die Auf- 
stockung des Zollkontingents um 30 ^/o von der Zu- 
stimmung des Bundestages abhängig machen solle. 
Die Mehrheit des Ausschusses war der Auffassung, 
daß dies in diesem Falle nicht notwendig sei. Es 
sollte genügen, dem Parlament über ein Kassations- 
recht (§ 6 a Abs. 2) den notwendigen Einfluß zu 
sichern. 

Das Gesetz regelt für das Jahreszollkontingent 
die Verteilung im einzelnen. Für dieses Sonder- 
kontingent zur zollfreien Einfuhr von Kokskohle hat 
der Ausschuß dagegen abgesehen, die Verteilungs- 
grundsätze im einzelnen festzulegen. Bei seinen 
Beratungen hat der Ausschuß aber gewünscht, daß 
der Importhandel bei der Verteilung eines solchen 
Kontingents nicht ausgeschaltet wird. 

Der Ausschuß hatte schließlich zu prüfen, ob die 
vorgesehene Regelung präjudiziell wirken könne. 
Der Ausschuß hält Berufungsfälle anderer Verbrau- 
chergruppen auf die vorgesehene Regelung für aus- 
geschlossen. Die Regelung erfolgt nämlich zugun- 
sten der gesamten verkokenden Wirtschaft, d. h. 
nicht ausschließlich zugunsten der Stahlindustrie. 
Alle Kokereien könnten im gegebenen Falle auf 
zollfreie Kokskohle zurückgreifen. Andere Verbrau- 
chergruppen können dagegen — anders als die 
Kokereien — bei Engpässen in der Versorgung mit 
Kokskohle auf Substitutionsgüter ausweichen. Die 
Ausgangslage ist somit für alle übrigen Verbrau- 
chergruppen nicht die gleiche. 

Namens des Ausschusses für Wirtschaft bitte ich 
das Hohe Haus, dem Gesetzentwurf in der aus der 
Gegenüberstellung ersichtlichen Fassung zuzu- 
stimmen. 


Bonn, den 29. Oktober 1970 


Dr. Freridis 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/933 — in der 
aus der Anlage ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 29. Oktober 1970 


Der Ausschuß für Wirtschaft 


Kienbaum 

Vorsitzender 


Dr. Frerichs 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über das Zollkontingent für feste Brennstoffe 1971, 
1972, 1973, 1974 und 1975 

— Drucksache Vl/933 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Wirtschaft 

(8. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
über das Zollkontingent für feste Brennstoffe 
1971, 1972, 1973, 1974 und 1975 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Der Zolltarif (§ 1 des Zolltarifgesetzes vom 23. De- 
zember 1960 ■ — Bundesgesetzbl. II S. 2425 — in der 
Fassung des Gesetzes zur Änderung des Zolltarif- 
gesetzes vom 20. Dezember 1968 — Bundesgesetzbl. II 
S. 1223) in der unter der Bezeichnung „Deutscher 
Teil-Zolltarif" geltenden Fassung wird wie folgt 
geändert: 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
über das Zollkontingent für feste Brennstoffe 
1971, 1972, 1973, 1974, 1975 und 1976 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

unverändert 


1. Die Bestimmungen zu Tarifnr. 27.01 erhalten folgende Fassung: 


Tarifnummer 

Warenbezeichnung 

1 Zollsatz 

allgemein | ermäßigt 

1 ! 

2 1 

3 

1 4 

27.01 - A ! 

Steinkohle (EGKS) 

20,— DxM 
für 1000 kg 
Eigen- 
gewicht 

12,— DM 
für 1000 kg 
Eigen- 
gewicht 

B 

andere (EGKS) 

Anmerkungen 

1. Waren der Tarifnr. 27.01, zur Bebunke- 
rung von Seeschiffen in den See- 
häfen unter zollamtlicher Überwachung 

20,— DM 
für 1000 kg 
Eigen- 
gewicht * 

i 

12,— DM 
für 1000 kg 
Eigen- 
gewicht 


(EGKS) 

2. Waren der Tarifnr. 27.01 im aktiven 
Lohnveredelungsverkehr zum Herstel- 
len von Koks, soweit der Koks nach 

frei 



Veredelung gestellt wird (EGKS) .... 

1 frei 

— 


4 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1330 


Entwurf Beschlüssedes 8. Ausschusses 

3. Waren der Tarifnr. 27.01 (EGKS) ge- 
nießen die zolltariflidie Begünstigung 
des innergemeinsdiaftliGhen freien Wa- 
renverkehrs nur, wenn 

a) sie in einem Mitgliedstaat der 
EGKS gewonnen oder erzeugt wor- 
den sind und 

b) ein mit den Mitgliedstaaten der 
EGKS vereinbartes Ursprungszeug- 
nis vorgelegt wird. 

Anderenfalls wird ein Differenzzoll 
von 12, — DM für 1000 kg Eigengewicht 
erhoben. Die Waren sind zollfrei, wenn 
sie unter den in der Anmerkung 1 oder 
2 oder in dem Zollkontingent für Wa- 
ren der Tarifnr. 27.01 genannten Be- 
dingungen abgefertigt werden. 


2. Im Anhang Zollkontingente/2 erhalten die Angaben zur Tarifstelle 27.01 
folgende Fassung: 


Tarifstelle 

W arenbezeichnung 

Zollsatz 

allgemein | ermäßigt 

1 1 

t 2 1 

1 3 1 

4 

27.01 

1 

(1) Waren der Tarifnr. 27.01, soweit 

sie einem Zollsatz unterliegen, 
7 000 000 t für jedes Kalenderjahr, 
gegen Vorlage eines Zollkontingent- 
scheines (EGKS) ^ 

(2) Die Bundesregierung kann durch ^ 
Rechtsverordnung das Zollkontin- 
gent für jedes Kalenderjahr bis zu i 
20 vom Hundert erhöhen oder bis 
zu 20 vom Hundert ermäßigen, so- 
fern dies aus gesamtwirtschaftlichen 
Gründen geboten ist. Die Bundes- 
regierung kann, nachdem dem ; 
Bundesrat Gelegenheit zur Stellung- 
nahme binnen drei Wochen gegeben ! 
ist, mit Zustimmung des Bundes- 
tages durch Rechtsverordnung das 
Zollkontingent für jedes Kalender- 
jahr bis zu weiteren 30 vom Hun- 
dert erhöhen, wenn dies für eine 
ausreichende Versorgung der Ver- 
braucher m;t festen Brennstoffen ge- 
boten erscheint. Soweit es mit Rück- 
sicht auf die europäische Wirtschaft- ! 
liehe Zusammenarbeit erforderlich 
ist, kann sie auch von der ihr durch | 
§ 77 Abs. 1 des Zollgesetzes vom 
14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 737) erteilten Ermächtigung Ge- 
brauch machen. 

frei 
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Entwurf 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 


§ 2 § 2 

(1) Zollkontingentscheine nach den Angaben zu unverändert 

Tarifnr. 27.01 im Anhang „Zollkontingente/2" des 

Deutschen Teil-Zolltarifs erteilt das Bundesamt für 
gewerbliche Wirtschaft für eine Menge von 
6 000 000 t nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 sol- 
chen Antragstellern, die Waren der Tarifnr. 27.01 
in den Jahren 1965, 1966 oder 1967 unter Abferti- 
gung zum freien Verkehr in das Bundesgebiet ein- 
geführt haben. 

(2) Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
setzt für jedes Kalenderjahr die Anteile am Zoll- 
kontingent für jeden Antragsteller in der Höhe fest, 
die seinem Anteil an den in den Jahren 1965, 1966 
und 1967 mit Ursprung in anderen Ländern als den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl von solchen Antragstellern bezo- 
genen Mengen entspricht, die einen Antrag inner- 
halb der nach § 5 Abs. 1 zu bestimmenden Frist 
gestellt haben. 

(3) Der Zollkontingentschein ist zu versagen, 
wenn der Antragsteller 

1. über die ihm zuzuteilende Menge weder Liefer- 
verträge mit Verbrauchern noch Verträge abge- 
schlossen hat, die eine Beteiligung an der Erfül- 
lung derartiger Lieferverträge zum Gegenstand 
haben, oder 

2, die ihm zuzuteilende Menge nicht im eigenen 
Unternehmen verbraucht. 

Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft kann 
von den Voraussetzungen des Satzes 1 Nr. 1 und 2 
absehen, insbesondere wenn 

1. die dem Antragsteller zuzuteilende Menge an 
lagerhaltende Händler geliefert wird oder 

2. der Antragsteller die ihm zuzuteilende Menge 
auf Lager nimmt, 

sofern dadurch die marktgerechte Versorgung der 
Verbraucher nicht beeinträchtigt wird. 

(4) Abweichend von den Absätzen 1 und 3 und 
unbeschadet der Festsetzung des Anteils am Zoll- 
kontingent nach Absatz 2 kann das Bundesamt für 
gewerbliche Wirtschaft Antragstellern im Sinne von 
Absatz 1 Zollkontingentscheine auf Grund und für 
die Dauer bestehender Lieferverträge mit Verbrau- 
chern im voraus für die einzelnen Jahre ab 1972 bis 
zu jeweils 80 vom Hundert der für das Jahr 1971 
nach Absatz 2 festgesetzten Zollkontingentmenge 
erteilen. Die den im voraus erteilten Zollkontin- 
gentscheinen zugrundeliegenden Mengen sind auf 
die Mengen anzurechnen, für die ab 1972 auf Grund 
der Festsetzung des Anteils am Zollkontingent ge- 
mäß Absatz 2 Kontingentscheine erteilt werden, 

(5) Zur Sicherstellung der Erfüllung besonderer 
Versorgungsaufgaben und anderer volkswirtschaft- 
licher Belange kann das Bundesamt für gewerb- 
liche Wirtschaft für eine Menge bis zu 1 000 000 t 
Zollkontingentscheine erteilen und dabei von den 
Absätzen 1 bis 3 abweichen. 
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Entwurf 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 


(6) Bei einer Erhöhung oder Ermäßigung des Zoll- 
kontingents gemäß den Angaben zu Tarif nr. 27.01 
Absatz 2 Satz 1 im Anhang „Zollkontingente/2" 
erhöhen oder ermäßigen sich die in Absatz 1 und 
Absatz 5 genannten Mengen um den Vomhundert- 
satz der Erhöhung oder Ermäßigung. Bei einer 
Erhöhung des Zollkontingents gemäß den Angaben 
zu Tarifnr. 27.01 Absatz 2 Satz 2 im Anhang „Zoll- 
kontingente/2" erhöhen sich die in Absatz 1 und 
Absatz 5 genannten, nach Satz 1 erhöhten Mengen 
um jeweils 50 vom Hundert der Aufstockungs- 
menge. 

(7) Der Zollkontingentschein ist für eine auf volle 
tausend Kilogramm nach unten abgerundete Waren- 
menge zu erteilen. 


§ 3 § 3 

Die Erteilung von Zollkontingentscheinen kann unverändert 

mit Bedingungen, Befristungen, Auflagen und 
Widerrufsvorbehalten verbunden werden, soweit 
es zur marktgerechten Versorgung der Verbrau- 
cher erforderlich ist. Die Zollkontingentscheine kön- 
nen insbesondere mit der Auflage, 

a) bestimmte Verbraucher zu beliefern, 

b) die zugeteilten Mengen nur zur Belieferung von 
Verbrauchern in bestimmten Teilen des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes zu verwenden, 

verbunden werden. 


§ 4 § 4 

Anteile am Zollkontingent, für die bis zum 30. unverändert 

September des Kalenderjahres Zollkontingent- 
scheine nach § 2 nicht erteilt worden sind oder die 
infolge Nichtausnutzimg von Zollkontingentscheinen 
öder aus anderen Gründen für eine Verteilung 
verfügbar werden, können nach Richtlinien des 
Bundesministers für Wirtschaft verteilt werden. Die 
Richtlinien können von den Aufteilungsgrundsätzen 
des § 2 abweichen, soweit dies erforderlich ist, um 
eine wirtschaftlich sinnvolle Verwendung der Rest- 
mengen zu gewährleisten. Für diese Mengen kön- 
nen im Zollkontingentschein Auflagen über die Be- 
lieferung bestimmter Verbraucher gemacht werden. 

§ 5 § 5 

(1) Der Bundesminister für Wirtschaft wird er- unverändert 

mächtigt, durch Rechtsverordnung Ausschlußfristen 

für die Einreichung von Anträgen auf Festsetzung 
des Anteils am Zollkontingent nach § 2 Abs. 2 und 
auf Erteilung von Zollkontingents cheinen zu be- 
stimmen und Vorschriften darüber zu erlassen, wel- 
che Angaben in den Anträgen zu machen und wel- 
che Unterlagen ihnen beizufügen sind. 

(2) Wer glaubhaft macht, daß er die Antragsfrist 
ohne Verschulden nicht einhalten konnte, kann 
binnen einer Frist von zwei Wochen nach Behe- 
bung des Hindernisses beantragen, nach § 4 be- 
rücksichtigt zu werden. 
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Entwurf 
§ 6 

(1) Der Bundesminister der Finanzen oder die 
von ihm beauftragten Zollstellen können auf An- 
trag die Eingangsabgaben für Waren der Tarifnr. 
27.01, die jeweils nach dem 31. Oktober 1970, 1971, 
1972, 1973 und 1974 zum freien Verkehr äbgefertigt 
worden sind, erstatten oder erlassen, soweit der 
Antrag unter Vorlage eines Zollkontingentscheines 
binnen drei Monaten des jeweils folgenden Jahres 
gestellt wird. 

(2) Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
kann die Gültigkeit von Zollkontingentscheinen, die 
auf Grund des Gesetzes über das Zollkontingent für 
feste Brennstoffe 1968, 1969 und 1970 vom 22. De- 
zember 1967 (Bundesgesetzbl. II S. 2597) erteilt wor- 
den sind, bis zum 28. Februar 1971 verlängern und 
Zollkontingentscheine für die Jahre 1971, 1972, 1973 
und 1974 bis zum 28, Februar des nächsten Kalen- 
derjahres gültig stellen. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 
§ 6 

(1) Der Bundesminister der Finanzen oder die 
von ihm beauftragten Zollstellen können auf An- 
trag die Eingangsabgaben für Waren der Tarifnr. 
27.01, die jeweils nach dem 31, Oktober 1970, 1971, 
1972, 1973, 1974 und 1975 zum freien Verkehr abge- 
fertigt worden sind, erstatten oder erlassen, soweit 
der Antrag unter Vorlage eines Zollkontingentschei- 
nes binnen drei Monaten des jeweils folgenden 
Jahres gestellt wird. 

(2) Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
kann die Gültigkeit von Zollkontingentscheinen, die 
auf Grund des Gesetzes über das Zollkontingent für 
feste Brennstoffe 1968, 1969 und 1970 vom 22. De- 
zember 1967 (Bundesgesetzbl. II S. 2597) erteilt wor- 
den sind, bis zum 28. Februar 1971 verlängern und 
Zollkontingentscheine für die Jahre 1971, 1972, 1973, 
1974 und 1975 bis zum 28. Februar des nächsten Ka- 
lenderjahres gültig stellen. 


§ 6a 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung für Waren der Tarifnr. 27.01, so- 
weit sie zur Verkokung geeignet und zum Einsatz 
in Kokereien bestimmt sind, ein im Zollkontingent- 
scheinverfahren zu verteilendes zollfreies Kontin- 
gent festzusetzen, wenn die Versorgung der Koke- 
reien mit Kohle, die in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl ge- 
wonnen ist, 

1. nicht gewährleistet ist oder 

2, nur zu Preisen möglich ist, die über den Wett- 
bewerbspreisen der Drittlandskohle liegen. Diese 
Voraussetzung ist erfüllt, wenn das Schiedsge- 
richt nach § 14 der gemäß Anlage 11 zum Grund- 
vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land, den Muttergesellschaften und der Ruhr- 
kohle Aktiengesellschaft vom 18. Juli 1969 vcm 
der Ruhrkohle Aktiengesellschaft abgeschlosse- 
nen Hüttenverträge eine Feststellung über die 
Höhe des Wettbewerbspreises getroffen hat, die 
Ruhrkohle Aktiengesellschaft zu diesem Preis 
nicht liefern, im Sinne von § 6 der Hüttenver- 
träge eine Anpassung der Bezugspreise nicht her- 
beigeführt oder eine anderweitige Lösung nicht 
gefunden und die Wettbewerbsgleichheit nicht 
auf andere Weise erreicht werden kann. 

(2) Rechtsverordnungen nach Absatz 1 sind un- 
verzüglich nach ihrer Verkündung dem Bundestag 
und dem Bundesrat mitzuteilen. Der Bundesrat kann 
binnen zwei Monaten gegenüber dem Bundestag 
Steilung nehmen. Die Rechtsverordnungen sind un- 
verzüglich aufzuheben, soweit es der Bundestag 
binnen vier Monaten nach ihrer Verkündung ver- 
langt. 

(3) Die Grundsätze für die Verteilung des Zoll- 
kontingents werden durch eine Rechtsverordnung 
nach § 77 Abs. 11 des Zollgesetzes festgesetzt. Zoll- ' 
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Entwurf 


§ 7 

Die Vorsdiriften des § 4 Abs. 2 und der §§ 5, 
6, 7 und 8 des Gesetzes über das Verfahren bei der 
Erteilung von Zollkontingentsdieinen vom 20. De- 
zember 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 1389) sind anzu- 
wenden. 

§ 8 

Das Gesetz zu dem Genfer Protokoll von 1967 
zum Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen, 
dem Übereinkommen vom 30. Juni 1967 zur Durch- 
führung von Artikel VI des Allgemeinen Zoll- und 
Handelsabkommens und dem Abkommen vom 30. 
Juni 1967 zwischen der Europäischen Wirtschaftsge- 
gemeinschaft sowie deren Mitgliedstaaten und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft über Uhrmacher- 
waren vom 20. Dezember 1968 (Bundesgesetzbl. II 
S, 1183) bleibt unberührt. 


. § 9 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 10 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1971 in Kraft 
und mit Ablauf des 31. Dezember 1975 außer Kraft, 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

kontingentscheinstelle ist das Bundesamt für ge- 
werbliche Wirtschaft. Für das Verfahren bei der Er- 
teilung von Zollkontingentscheinen sind die Vor- 
schriften des § 2 Abs. 7 und der §§ 3 bis 6 entspre- 
chend anzuwenden. 

§ 7 

unverändert 


§ 8 

unverändert 


§ 8a 

Im Deutschen Teil-Zolltarif (Bundesgesetzbl. 
1968 11 S. 1044) in der zur Zeit geltenden Fassung 
wird in den Angaben zu Tarif nr. 27.01 des An- 
hangs Zollkontingente/2 in Absatz 2 folgender neuer 
Satz eingefügt: 

„Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung 
das Zollkontingent für das Kalenderjahr 1970 bis zu 
weiteren 30 vom Hundert erhöhen, wenn dies für 
eine ausreichende Versorgung der Verbraucher mit 
festen Brennstoffen geboten erscheint.'' 


§ 9 

unverändert 


§ 10 

Die Bestimmungen des § 8 a treten am Tage nach 
der Verkündung dieses Gesetzes in Kraft. Im übrigen 

tritt dieses Gesetz am 1. Januar 1971 in Kraft und 
mit Ablauf des 31. Dezember 1976 außer Kraft. 
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